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Bei mehreren Landesärztekammern treten 
in letzter Zeit vermehrt Beschwerden über 
die Abrechnung präventiver PCR-(Poly-
merase-Chain-Reaction-)Tests auf SARS-
CoV-2 bei privat- oder beihilfeversicher-
ten Patienten im Rahmen von stationären 
Behandlungen auf. 

Diese Tests werden diesen Patienten, 
neben einer Abrechnung durch den Kran-
kenhausträger über das Zusatzentgelt 
 gemäß § 26 Krankenhausfinanzierungsge-
setz (KHG), zusätzlich nach der Gebüh-
renordnung für Ärzte (GOÄ) als ärztliche 
Wahlleistung in Rechnung gestellt. 

Die letztgenannte Abrechnung wird von 
den Kostenträgern der Patienten regelmäßig 
vollständig abgelehnt mit dem Hinweis 
 darauf, dass die Leistung bereits durch die 
Regelung des § 26 KHG an die Krankenhäu-

ser vergütet wird und es sich zudem nicht 
um eine ärztliche Wahlleistung handeln wür-
de. Demgegenüber wird vonseiten der rech-
nungserstellenden Ärzte die Auffassung ver-
treten, dass die hier strittige Leistung eine 
ärztliche Wahlleistung darstelle, deren zu-
sätzliche Berechnung nach der GOÄ durch 
die vom Privatpatienten unterzeichnete gül-
tige Wahlleistungsvereinbarung gedeckt sei.

Bei einem voll- oder teilstationären Pa-
tienten ist ein präventiver PCR-Test auf 
SARS-CoV-2, der über das Zusatzentgelt 
gemäß § 26 KHG (in Höhe von 52,50 Euro 
ab dem 16. Juni 2020) vergütet wird, nicht 
zusätzlich nach der GOÄ zulasten des Pri-
vatpatienten berechnungsfähig. 

Die Nichtberechnungsfähigkeit ergibt 
sich aus § 17 Abs. 1 Krankenhausentgelt-
gesetz (KHEntgG). Danach dürfen neben 

den Entgelten für die voll- und teil -
stationäre Behandlung unter bestimmten 
 Voraussetzungen Wahlleistungen geson-
dert berechnet werden. 

Die präventive Testung auf SARS-
CoV-2 kann der Privatpatient jedoch we-
der wählen noch darauf verzichten, sie 
wird ihm im Auftrag des Krankenhauses 
zum Schutz anderer Patienten und des 
Personals vorgegeben. Insofern handelt es 
sich nicht um eine Wahlleistung. 

Demgegenüber ist selbstverständlich ein 
PCR-Test auf SARS-CoV-2 im Rahmen 
 eines stationären Aufenthaltes ge genüber ei-
nem Privatpatienten nach der GOÄ berech-
nungsfähig, wenn dieser Symptome  einer 
möglichen COVID-19-Erkrankung bezie -
hungsweise einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus zeigt. Dr. med. Stefan Gorlas 

GOÄ-Ratgeber

Abrechnung präventiver PCR-Tests auf SARS-CoV-2  
bei stationärer Behandlung

Bei der Bewertung der Versorgungslage 
nach § 36 Abs. 3 Nr. 1 Bedarfsplanungs-
Richtlinie ist zu prüfen, welche Leistungs-
erbringer in zumutbarer Entfernung und 
mit zumutbaren Wartezeiten ansässig sind. 
Das hat das Landessozialgericht (LSG) für 
das Land Nordrhein-Westfalen entschie-
den. Streitig war die Zulassung zur ver-
tragspsychotherapeutischen Versorgung 
im Rahmen des Sonderbedarfs als Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutin. Der 
Zulassungsausschuss lehnte die Zulassung 
der Klägerin mit der Begründung ab, dass 
der Planungsbereich mit einem Versor-
gungsgrad von 151,7 Prozent für Psycho-
therapeuten gesperrt sei. 

Das LSG hat die Auffassung der Kläge-
rin bestätigt, dass die Bedarfsanalyse 
der Zulassungsgremien nicht den Vorga-
ben entsprochen habe, die das Bundes -
sozialgericht für Entscheidungen über An-
träge auf Sonderbedarfszulassungen von 
Psychotherapeuten formuliert habe. Die 
Zulassungsgremien hätten den ihnen zu -
gewiesenen Beurteilungsspielraum nicht 

fehlerfrei ausgefüllt und ihre Entschei-
dung auf nicht ausreichend fundierten Er-
mittlungen gegründet. Nach gesicherter 
höchstrichterlicher Rechtsprechung müs-
sen sich die Zulassungsgremien bei der 
Entscheidung über Sonderbedarfszulas-
sungen ein möglichst genaues Bild der 
Versorgungslage im betroffenen Planungs-
bereich machen. Sie müssen ermitteln, 
welche Leistungen in welchem Umfang 
zur Wahrung der Qualität der vertragsärzt-
lichen Versorgung im Sinne des § 101 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB V im Planungsbe-
reich erforderlich sind, von den dort zu -
gelassenen Ärztinnen und Ärzten bezie-
hungsweise Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten aber nicht angeboten 
werden. Es seien zwar grundsätzlich Ver-
sorgungsangebote bis zu einer Entfernung 
von 23,5 Kilometer in die Überlegungen 
einbezogen worden, nicht jedoch die Er-
reichbarkeit der Versorgungsangebote mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln. Solch eine 
Prüfung sei dann vorzunehmen, wenn ein 
Großteil der zu versorgenden Versicherten 

– im vorliegenden Fall Kinder und Ju-
gendliche, entsprechend des geltend ge-
machten Sonderbedarfs Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie – altersbedingt 
auf die Nutzung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs angewiesen ist. 

Auch die Bedarfsermittlung zu tiefen-
psychologisch fundierter Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie habe Defizite 
aufgewiesen. Bei der Bewertung der Ver-
sorgungslage seien auch die regionale Ter-
minservicestelle zu befragen und deren 
Erkenntnisse über etwaige regionale Ver-
sorgungsdefizite auszuwerten. Liefern die 
durchgeführten Ermittlungen kein eindeu-
tiges Ergebnis, müssten die in der Versor-
gungsregion niedergelassenen Fachärzte 
für Kinder- und Jugendmedizin nach ihren 
Erkenntnissen über die Bedarfslage und 
insbesondere die Wartezeiten auf Leistun-
gen des für die Zulassung beantragten 
Sonderbedarfs befragt werden. 

 Landessozialgericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen, Urteil vom 4. März 2020, 
Az.: L 11 KA 75/18 RAin Barbara Berner
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